
11Nummer 76 • Samstag/Sonntag, 25./26. Juli 2020Unsere Leser und wir

Generell freuen wir uns über jede sachliche Leserzuschrift. Aufgrund der Menge können wir jedoch nicht alle Briefe 
abdrucken. Auch ist es leider nicht möglich, nicht veröffentlichte Zuschriften zurückzuschicken. In jedem Fall behalten wir 
uns Kürzungen vor. Veröffentlichte Leserbriefe erscheinen unabhängig von der Meinung der Redaktion. Bitte teilen Sie uns 
Ihre vollständige Postanschrift mit.

Liebe Leserinnen und Leser, 

in seinem Leitartikel „Not macht erfinderisch“ (22. Juli) zieht Wolfgang 
Molitor zum Billionen-Paket des EU-Gipfels ein eher nüchternes Fazit. 
Auch die Reaktionen der Leser fallen eher verhalten aus.
Wenn auch Sie sich zu einem aktuellen Thema äußern möchten, 
schreiben Sie mir bitte.
Ihr Michael Weißenborn
Und so erreichen Sie mich:

TELEFON                  07 11 / 72 05 - 12 81
FAX                           07 11 / 72 05 - 71 19
E-MAIL                     leserpost@stuttgarter-nachrichten.de
POSTANSCHRIFT    StN, Postfach 10 44 52, 70039 Stuttgart

Europa gerettet?
Leser diskutieren kontrovers über die Ergebnisse des EU-Gipfel-Marathons. 
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der Union nach dem Austritt Großbritan-
niens ein großer Nettozahler fehlt –  also ein 
Land, das mehr einzahlt, als es zurückbe-
kommt. In der Haushaltsperiode von 2014 
bis Ende 2020 überwies Berlin pro Jahr rund 
25,5 Milliarden nach Brüssel. Künftig könn-
ten es etwa 40 Milliarden Euro sein. Genaue 
Zahlen waren  von der Bundesregierung zu-
nächst nicht zu bekommen. Vieles müsse 
noch einmal nachgerechnet werden, hieß es, 
auch weil Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) für Deutschland eine jährliche Ermä-
ßigung der Beitragszahlungen in Höhe von 
3,7 Milliarden Euro herausgehandelt habe.

Für was werden die Gelder des  EU-Haushalts 
ausgegeben?
 Aus dem Mehrjährigen Finanzrahmen fließt 
Geld in viele Bereiche, etwa die Landwirt-
schaft, die regionale Entwicklung, die Bil-
dung, die Migrationspolitik und die Ent-
wicklungshilfe. Der kurzfristiger angelegte 
Sonderfonds soll vor allem die Wirtschaft in 
Europa nach der Corona-Krise wieder an-
kurbeln. Beiden gemeinsam ist laut Ab-
schlussdokument des Gipfels die Orientie-
rung an der Nachhaltigkeit. So sollen min-
destens 30 Prozent aller Ausgaben zur Kli-
mapolitik beitragen.

Was bekommt Deutschland aus dem Haushalt 
zurück?
In etwa die Hälfte des Geldes, das Deutsch-
land in den EU-Haushalt überweist, floss 
zuletzt in irgendeiner Art und Weise wieder 
zurück –  zum Beispiel in Form von Land-
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BERLIN. Die  von den europäischen Staats- 
und Regierungschefs vereinbarte Summe ist 
historisch: 1,8 Billionen Euro sehen die Be-
schlüsse des Marathongipfels vor – das ist 
eine Zahl mit elf Nullen. Mit dem Geld wol-
len sie Europa und seine Wirtschaft über 
Jahre prägen. An der Höhe der Mittel und 

den damit geplanten Ausgaben scheiden 
sich aber die Geister.

Was ist beschlossen worden?
Die Staats- und Regierungs-
chefs haben sich einerseits 
auf den nächsten Sieben-
Jahres-Haushalt der Euro-
päischen Union verständigt. 
Dieser Mehrjährige Finanz-
rahmen für die Jahre 2021 bis 

2027 beträgt 1074,3 Milliarden 
Euro. Hinzu kommt als Reaktion 

auf die schwere Wirtschaftskrise 
infolge der Corona-
Pandemie ein Wie-
deraufbaufonds in 
Höhe von 750 Mil-
liarden Euro, mit 
dem in den nächsten 
drei Jahren beson-
ders schwer getroffe-
nen EU-Staaten ge-
holfen werden soll.

Wie funktioniert der  
Hilfsfonds?
Um Gelder aus dem 
Topf zu bekommen, 

müssen die Mitgliedstaaten zu-
kunftsorientierte Reformpläne 

ausarbeiten, die in Brüssel be-
wertet werden. Setzen die An-
tragsteller ihre  Programme 
nicht zur Zufriedenheit der 
anderen EU-Länder um, 
gibt es eine Diskussion der 
Staats- und Regierungs-
chefs auf einem Gipfel über 

die weiteren Zahlungen. 390 
Milliarden Euro der Mittel sind 

Zuschüsse, die von den hilfsbe-
dürftigen Staaten 
nicht zurückgezahlt 
werden müssen. Die 
restlichen 360 Mil-
liarden Euro werden 
als Kredite vergeben.

Wie wird der Fonds 
finanziert?
Dafür nimmt die  
EU-Kommission 

erstmals an den Finanzmärkten  gemeinsa-
me Schulden auf, die bis Ende 2058  begli-
chen werden sollen. Damit das Geld zurück-
gezahlt werden kann, will die EU neue Geld-
quellen erschließen. Dazu zählen eine Abga-
be auf Plastikmüll ab 2021 sowie eine Digi-
talsteuer und eine Einfuhrgebühr für Pro-
dukte aus Staaten von außerhalb der EU mit 
geringen Umweltauflagen. Im Ernstfall 
könnte Deutschland für gut ein Viertel der 
Kreditsumme haften.

Was kostet der Deal den 
deutschen Steuerzahler?
Deutschland wird künftig deutlich mehr 
Geld in den EU-Haushalt einzahlen müssen 
als bislang. Dies liegt vor allem daran, dass 

 Von Jan Dörner

„Außergewöhnliche Ereignisse, 

und das ist die Pandemie, die uns 

alle erreicht hat, erfordern auch 

außergewöhnliche neue 

Methoden. Es hat dann auch 

außergewöhnlich lange gedauert.“

Angela Merkel (CDU),
Bundeskanzlerin 

und EU-Ratsvorsitzende

„Gerade für das Exportland

 Baden-Württemberg war

 das ein wichtiger Schritt.“

Nicole Hoffmeister-Kraut (CDU),
Landeswirtschaftsministerin

BERLIN. Die Staats- und Regierungschefs 
haben sich auf ein großes EU-Finanzpaket 
verständigt. Nun ist aber noch das Europa-
parlament am Zug, das der Vereinbarung 
­zustimmen muss. Katarina Barley (SPD), die 
stellvertretende Parlamentsvorsitzende, 
sieht  noch großen Änderungsbedarf.

Frau Barley, Frankreichs Präsident  Macron hat 
von einem historischen Tag  gesprochen. Wird 
das Europaparlament dem Deal zustimmen?
Diese Frage wird Gegenstand von Verhand-
lungen in den nächsten Tagen sein. Der Gip-
felbeschluss ist ein reiner Ausgleich von na-
tionalen Interessen, aber Europa muss mehr 
sein als die Summe nationaler Interessen. 
Für mich ist klar, dass es Änderungen geben 
muss und das Parlament mehr Europa im 
endgültigen Gesetzestext verankern muss.

Wo kommt der europäische Gedanke zu kurz?
Besonders krass zu sehen ist es, wo gegen-
über dem Kommissionsvorschlag gekürzt 
wurde – bei Bildung, Forschung, Klima-
schutz, Digitalisierung oder Migration. Je-
der Staats- und Regierungschef hat ver-
sucht, seine Schäfchen ins Trockene zu brin-
gen, weshalb die EU-Programme, mit denen 
man zu Hause leicht punkten kann, weiter 
gut ausgestattet sind – vor allem die Agrar-
beihilfen und die Regionalförderung. Statt-
dessen wurde bei Töpfen der Rotstift ange-

Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) bespricht sich 
mit ihren europäischen 
Kollegen, darunter der 
französische Präsident Em-
manuel Macron (weiße 
Maske)  vor einem Treffen 
 im Rahmen des EU-Gipfels.

setzt, die die europäische Idee stärken sollen, 
mit denen man aber nicht so leicht hausieren 
gehen kann. Als ehemalige Ministerin für 
Familie und Jugend bedauere ich vor allem 
die unglaublichen Einschnitte beim Eras-
mus-Austauschprogramm für Schüler, Stu-
denten und Azubis. Gerade vom Gedanken 
„Next Generation EU“, wie der Krisenfonds 
ja betitelt wurde, bleibt auf diese Weise nicht 
viel übrig. 

Kanzlerin Angela Merkel hat sinngemäß er-
klärt, dass  die gemeinsame Schuldenaufnah-

me  das wichtigste Verhandlungsziel war, dem 
andere Dinge wie zum Beispiel die einfache 
Möglichkeit von Strafen  für Staaten, die gegen 
die Grundsätze eines Rechtsstaats verstoßen, 
geopfert wurden. Nachvollziehbar?
Für mich ist das  falsch herum gedacht. Da 
liegt jetzt so viel Geld auf dem Tisch, dass das 
genau der richtige Zeitpunkt ist, um Dinge 
zu vereinbaren, die sonst kaum verhandel-
bar sind. Ideal wäre gewesen, wenn die Be-
dingungen schon Teil der deutsch-französi-
schen Initiative im Mai gewesen wären. Die 
Regierungen in Polen und Ungarn wollen 
schließlich auch mehr Geld. Man kann die 
europäischen Werte nicht mit Füßen treten 
und dafür auch noch belohnt werden wollen. 

Wie zuversichtlich sind Sie, dass das Parlament 
noch  Änderungen erreicht? Der Druck aus den 
Hauptstädten, die mühsam erreichte Einigung  
nicht zu torpedieren, dürfte groß sein.
Das stimmt. Die Regierungen üben bereits 
großen Druck auf die Abgeordneten aus 
ihren Ländern aus. Das wird wahrscheinlich 
auch in der Öffentlichkeit der Fall sein, weil 
immer so ein Bild erzeugt wird, als ob nach 
den Gesprächen der  Regierungschefs nichts 
mehr komme. Aber es gibt mit  Kommission 
und Parlament eben noch zwei weitere EU-
Institutionen. Sie sollen ausdrücklich einen 
gesamteuropäischen Blick haben – und mit 
dem gehen wir jetzt in die Verhandlungen. 
Ich bin überzeugt, dass wir wichtige Nach-
besserungen erreichen werden.

„Wir werden Nachbesserungen erreichen“
Die Vize-Chefin des Europaparlaments, Katarina Barley, ist mit dem Gipfelbeschluss unzufrieden.

Von Christopher Ziedler

Katarina Barley

¡ SPD Die  gebürtige 
Kölnerin tritt  1994 in 
die SPD ein und wird 
2015 Generalsekretä-
rin der Bundespartei.

¡ Bundesministerin  
Barley wird  2017 Fami-
lienministerin.  2018 
übernimmt sie das   
Justizministerium.

¡ Europäisches Parlament  Im Juli 2019 
zieht Barley in das Europäische Parlament 
in Straßburg ein. Die heute 51-Jährige wird 
dort zur Vizepräsidentin gewählt. (StN)
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wirtschaftshilfen und Forschungsmitteln. 
Beim EU-Gipfel handelte Merkel jetzt zu-
dem eine Sonderzahlung in Höhe von 650 
Millionen Euro für Regionen in Ostdeutsch-
land aus. Eine weitere Sonderzah-
lung in derselben Höhe wird es 
für den Landwirtschaftssektor 
geben. 

Sind Zahlungen aus dem 
Corona-Fonds an die Einhal-
tung rechtsstaatlicher Werte 
gebunden?
Das war zumindest der Plan.  
Überlegungen zur Kürzung 
von Zahlungen aufgrund von 
Verstößen gegen die Rechtsstaat-
lichkeit zielten auf 
Polen und Ungarn. 
Laut Gipfelbeschluss   
könnte es künftig Kon-
sequenzen geben, wenn 
die Mitgliedstaaten 
dies mit qualifizierter 
Mehrheit beschließen.  
Ungarns Ministerprä-
sident Viktor Orbán 
feierte das Ergebnis al-
lerdings als Erfolg. Für 
die FDP-Außenpoliti-
kerin Renata Alt ist somit „allergrößte Skep-
sis“ angebracht. Die „schwammigen Text-
passagen“ ließen offen, ob Verstöße auch mit 
der Kürzung von Haushaltsmitteln bestraft 
werden könnten. Die Formulierung gleiche  
einem  „zahnlosen Tiger“, sagte Alt.

Was kostet der Deal den Steuerzahler?
Ein riesiger Schritt für Europa oder doch eher ein Debakel? Was hat der  schier endlose EU-Gipfel für die Menschen in Deutschland und 

Europa gebracht? Die wichtigsten Fragen und Antworten rund um das gigantische Corona-Rettungspaket.

„Ungarn und Polen ist es nicht 

nur gelungen, sich ernsthafte 

Geldsummen zu sichern, 

sondern auch ihren nationalen 

Stolz zu verteidigen.“

Viktor Orbán,
Regierungschef in Ungarn

Billionen Euro
umfasst das beim Gipfel 

beschlossene Finanzpaket. Davon 
sind 1074 Milliarden Euro für den 

nächsten siebenjährigen 
Haushaltsrahmen und 750 Milliarden 

Euro für ein Hilfsprogramm gegen
 die Folgen der Corona-Pandemie 

vorgesehen. (dpa)

1,8

Minuten
fehlten dem Brüssler Gipfel, damit er 

auch in zeitlicher Hinsicht ein
Rekord-Gipfel geworden wäre. Den 

Zeit-Rekord hält der Nizza-Gipfel aus 
dem Jahr 2000, der fast 91 Stunden 
und 45 Minuten  dauerte. (dpa/AFP)
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Die unter deutscher EU-Präsidentschaft 
zwangsvereinte Schuldenunion lobt ihre 
vermeintliche Handlungsfähigkeit als his-
torisch. Kein Wunder. Die Gewinner im Ba-
sar europäischer Egoismen sind Rechts-
staatsverletzer  und Länder, die steuerhin-
terziehende Oligarchen füttern und in 
denen mafiöse Strukturen Milliarden ab-
zweigen. Auch die angeblich so Sparsamen 
haben  ihren Deal getätigt. 

Für den Hauptfinanzier Deutschland  
bleibt zunächst wenig übrig, nur  die Aus-
sicht auf bessere  Exporte. Man kann nur 
hoffen, dass die enormen Belastungen die 
EU nicht in die Knie zwingen. Wenn die 
Banken bei Krisenanzeichen ihre Garan-
tiezins-Anleihen einfordern, werden die 
Gläubiger sicher nicht an den Türen in 
Rom oder Budapest klopfen. Vermutlich  
eher in Berlin.
Hermann Ottenbacher, Neckartenzlingen

Deutschland zahlt

den,  letztlich stehen dahinter  die richtigen 
Investitionen, die  einen innovativen Schub 
bringen können, den Zusammenhalt   der 
EU-Staaten stärken  und Europa aus der 
Krise  zu  gesamtwirtschaftlicher Stärke  zu-
rückbringen können. Dafür hat sich  die 

Kanzlerin  Angela Merkel starkgemacht.  
Deutschland trat  zuvor als  der „sparsame 
Sechste“ auf. Doch  dies  ging   auf Kosten 
der Infrastruktur,  der    Klimapolitik  und  an-
derer  gesellschaftlicher Probleme.
Rudolf  und Irene Knapp, Gmund/Tegernsee

Die Coronavirus-Krise und ihre Folgen ha-
ben  gelehrt, dass kein EU-Staat alleine mit 
den schweren wirtschaftlichen Verwerfun-
gen  eine  erfolgreiche Zukunft vor sich hat.

Bei allen schwindelerregenden Summen, 
die  von den Hauptakteuren  Deutschland 
und Frankreich in den Ring geworfen wur-

Zusammenhalt alternativlos

Bei Nena schlägt  
das Herz höher 
Zum Bericht über den Auftritt Nenas am 
Stuttgarter Flughafen, „Oben ganz ohne“ 
(13. Juli): 

Der  Artikel über das fantastische Konzert 
von Nena hat mich sehr traurig gemacht. 
Nicht nur, dass sich die   Überschrift  der 
Tatsache widmet,   dass Nena angeblich 
gegen  Abstands- und Maskenregeln versto-
ßen  hat. Dann geht es    auch auf gut der 
Hälfte des vierspaltigen Artikels    vor allem 
um  die Kritik an Lenas Weltanschauung 
und ihren laschen Umgang mit den Hygie-
neregeln. 

Ich hätte gerne mehr von dieser  großarti-
gen Künstlerin, der tollen Stimmung und 
dem gelungenen Konzert gelesen – gerade 
unter  diesen erschwerten Bedingungen. 
Vielleicht sollten Sie künftig jemanden  zu 
einem solchen Konzert schicken, dessen 
Herz bei Nenas Musik höher schlägt, und 
nicht jemanden,  dem  es  vor Angst in die 
Hose  rutscht.
Ariane Haschka, Gärtringen

Bus und Bahn 
umsonst helfen      
Zur Meldung „Kostenlose Fahrt am 
Samstag“ (18./19. Juli):

Ich möchte  den Vorschlag der SPD-Frak-
tion im Stuttgarter Gemeinderat aus-
drücklich loben. Der darniederliegende 
Handel in Stuttgart, vor allem in der In-
nenstadt, könnte durch Freifahrten mit 
den öffentlichen Verkehrsmitteln an 
Samstagen und verkaufsoffenen Sonnta-
gen tatsächlich aus seiner Talsohle geholt 
werden. 

Jetzt müsste nur noch das Regional-
parlament als Entscheidungsträger ge-
meinsam mit dem VVS und der SSB zu-
stimmen. Da die Verbünde allerdings 
extrem unter der Corona-Krise zu leiden 
haben, kann ich mir ein Ja nur schwer 
vorstellen. Dass es einer Krise bedarf, um 
zu solchen Ideen zu kommen, zeigt aller-
dings einmal mehr die Schwerfälligkeit 
auch der Kommunalpolitik.
 Hans Höger, Asperg

Ein Leserin hat Bedenken, eine gebuchte 
Flusskreuzfahrt anzutreten. Gibt es für Ri-
sikopatienten Rabatt auf Stornokosten?

Stornieren kostet, 
besser umbuchen

Nichts gegen 
Artenschutz
Zur Nachricht „Artenschutz: Bauherren 
im Land werden nicht entlastet“ mit 
Kommentar „Chance vertan“ von Annika 
Grah (18./19. Juli):

Das  Thema Artenschutz gibt es nicht nur 
im Wohnungsbau, sondern auch bei öf-
fentlichen Projekten. Wie lange schon 
zieht  sich die Ortsumfahrung in Enzwei-
hingen mit der B 10 hin. Oder  auch das  
neue Feuerwehrhaus für drei  Teilgemein-
den von Sachsenheim. 

Dass Tiere  geschützt werden sollen, 
dagegen spricht nichts. Doch   wild leben-
de Tiere suchen sich  ihren neuen Lebens-
raum oft  selbst. Wir hatten zum Beispiel 
mit unserem Verein ein künftiges Festge-
lände selbst gestaltet – mit gestaffelten 
Ebenen und mit Trockenmauern unter-
stützt. Dort haben sich  inzwischen  
Eidechsen angesiedelt. Wir haben diese 
Tiere  nicht dorthin gebracht. Würden wir 
dieses Gelände  in seinen ursprünglichen  
Zustand bringen, bekämen  wir  ein Prob-
lem mit den Tierschützern. So ändern 
sich  die Zeiten und  Wichtigkeiten.
Hein Kiefer, Vaihingen/Enz

Wenn es einen Artenschutz gibt, warum 
wird dann ein Lebensraum  des Feld-
hamsters bei Würzburg bebaut und da-
mit zerstört? Dort soll auf besagtem 
Grundstück ein weiteres  Möbelhaus ge-
baut werden. Der Feldhamster ist durch 
die moderne intensive Landwirtschaft, 
durch Baumaßnahmen (Straßenbau et 
cetera) aller Art in der freien Landschaft 
vom Aussterben bedroht. Umsiedlungen 
bringen keinen  Erfolg. Es wäre wichtiger, 
eine Tierart vor dem Aussterben zu be-
wahren, als noch ein weiteres Möbelhaus 
zu den schon bestehenden Tausenden 
Möbelhäusern zu bauen.
Marianne Ade, Böblingen

 Möbelhaus nicht so wichtig 

 Joe Bauer bewegt sich in  der Autostadt 
Stuttgart  zu Fuß und mit der Stadtbahn. Auf 
diese Weise sei die Stadt immer interessanter 
und spannender geworden. „Aus dem Auto 
heraus sieht man nichts“, sagt er. Durch die 
Herumlauferei sei er schließlich auf die 
Lebensart­ der Flaneure gestoßen – und wur-
de selbst zum Stadtflaneur, auch wenn er die 
Bezeichnung Flaneur nicht wirklich für sich 
in Anspruch nimmt. 

Bauer, der alte Knurrhahn mit der spitzen 
Feder, entdeckte allmählich  Querverbindun-
gen, die dem normalen Spaziergänger oft 
verborgen bleiben. „Du siehst einen Namen 
auf einem  Straßenschild und fragst dich, wer 
war das?“, beschreibt er seine Vorgehenswei-
se. Und weiter: „Man kann, wenn man will, 
im Kleinen das Große sehen.“ So sei er 2007 
in New York zufällig auf die Gerda-Taro-
Ausstellung gestoßen. Er erfuhr dabei, dass 

die berühmte­ Kriegsfotografin aus Stuttgart 
stammte. Ihr Vater hatte eine Eierhandlung 
an der Reinsburgstraße. 

1933 geriet Gerda Taro nach einer Flug-
blattaktion in die Fänge der Nazis. Sie über-
lebte – anders als ihre Familie – den Völker-
mord an den Juden. Bauer entdeckte Verbin-
dungen Taros nach Spanien und Mexiko. 
Und er trug  maßgeblich dazu bei, dass die 
Stadt ihrer  mutigen Tochter  die ihr gebüh-
rende Ehre erwies. „Ich habe sogar heraus-
bekommen, dass Gerda Taro mit ihrem 
Freund vor 100 Jahren zu den Spielen der 
Stuttgarter Kickers gegangen ist“, so Bauer. 
Apropos: Joe Bauer und die Stuttgarter Ki-
ckers – das ist eine  andere Geschichte.

Bauer hat immer den Finger in die Wunde 
gelegt. Er fragt sich,  vergeht das Vergangene 
wirklich? „Nein“,  meint er. Das könne man 
auch am Rechtsruck in der Gesellschaft se-
hen. „Man muss nur in die Landtage schau-
en. Da sitzen sie doch wieder drin“, sagt er. 
Bauer bleibt wachsam. Es sei   eine Pflicht, 
gegen den Rechtsruck  anzugehen. Für jeden.

Wenn er zurückschaut, ist ihm  klar, dass es 
ein Privileg war,  so wie er zu arbeiten. Weit 
mehr als 1000 Kolumnen  hat er verfasst.

 Jetzt  ist Schluss.  Seinen Flaneur­salon soll 
es aber  ebenso weiter geben wie die von ihm 
organisierte Nacht der Lieder zugunsten der 
jährlichen weihnachtlichen Spendenaktion 
der Stuttgarter Nachrichten.

Der Flaneur stiefelt nicht mehr durch die Stadt
Stadtspaziergänger Joe Bauer hat  seine Kolumne nach 23 Jahren eingestellt  –     Seinen Salon und die Nacht der Lieder gibt es weiter.   

STUTTGART. Nein, keine Sorge, es geht ihm 
gut. Er ist kritisch wie eh und je, sein präzises 
Auge auf Stuttgart ist keineswegs getrübt, 
sein Blick auf Wohl und Wehe der Stadt 
bleibt scharf. Nur  seine Kolumne „Joe Bauer 
in der Stadt“, die seit gut 23 Jahren in den 
Stuttgarter Nachrichten viele Leser erfreut 
und herausgefordert hat, wird  es  nicht mehr 
geben. Bauer ist seit gut einem Jahr im Ruhe-
stand.

Die erste Bauer-Kolumne fand  1997 ihren 
Weg ins Blatt. „Das war eine Art Zufallspro-
dukt“, sagt Bauer. Damals war er Kultur-
redakteur. Seine Idee: „Weg vom normalen 
Kulturbetrieb, hin zum Stadtleben.“ Er ge-
staltete eine Seite namens Kulturmagazin, 
die seinen Chefs ein ums andere Mal den 
Schweiß auf die Stirn trieb – mit Flattersatz, 
Fotoblöcken, ungewöhnlichem Layout.  

Nebenher schrieb er Geschichten auf.  
„Spaßkolumnen“ nennt er sie. Er erzählte  
von einem schwarzen Fußballer, der in Stutt-
gart nebenher Reggae-Musik machte. Da-
raus entstand  „Joe Bauer in der Stadt“. Ein 
Kleinod mit  durchschlagender Wirkung. 
Egal, wie kritisch, bärbeißig, sarkastisch, 
hintergründig oder gar einmal lobend – jeder 
der Stadtoberen und viele Entscheidungs-
träger durften sich geadelt fühlen, so sie in 
seiner Kolumne erwähnt wurden.

Von George Stavrakis

Kolumnist Joe Bauer sagt servus – leise wird er aber sicher nicht. Foto: Lichtgut/Leif Piechowski

Daimler drücken 
hohe Schulden
Zum Bericht „Daimler will 20 000 Jobs 
abbauen“ (18./19. Juli):

Daimler legt sich in bekannter Manage-
ment-Strategie theatralisch mit den 
Arbeitnehmervertretern an und schickt  
seinen Personalvorstand ins Gefecht. 
Dieser, sich wohl des Bibelworts bewusst  
„ob tausend fallen zu deiner Seite, so 
wird es doch dich nicht treffen“ (Psalm 
91, 5–7), schleudert  gar die Keule der be-
triebsbedingten Kündigung. Und will die 
abgeschlossene Zukunftssicherung neu 
verhandeln,  bietet  dreist Pausenregelun-
gen, Schichtzulagen, Weihnachts- und 
Urlaubsgeld als weiteres Verhandlungs-
potenzial  an.

Doch   Daimler krankt an seinen exor-
bitant hohen Schulden. Die  Verschul-
dung der Daimler AG beläuft sich für   
2019 auf  240 Milliarden Euro, wie eben 
vom Vorstand der Gesellschaft in Kon-
zerngeschäftsbericht und Bilanz (siehe 
Seite 226) dokumentiert, aber absichts-
voll verschwiegen wird. Die Wahrheit 
könnte noch ihren Preis fordern. Die Co-
rona-Pandemie  für den Schuldenberg 
der Ära Zetsche/Uebber zu bemühen ist 
abenteuerlich und unwahr zugleich.  Ein 
stolzes Unternehmen (Ola Källenius) hat 
es nicht nötig, Fehldiagnosen der  Analys-
ten („weniger Minus als diagnostiziert“) 
als Zeichen guten Managements für das 
zweite Quartal zu benennen. Selbst  für 
die Kapitalmärkte, frustriert nach drei  
Gewinnwarnungen,  mag ein solcher Ver-
gleich  seltsam wirken.

Daimler krankt an der   Fähigkeit, die 
im Zuge des Strukturwandels  nötigen In-
vestitionen finanzieren zu können. Das  
ist gleichbedeutend mit der Existenzsi-
cherung des Unternehmens und der bei  
ihm tätigen   Menschen sowie der Erhal-
tung der von  Aktionären bereitgestellten 
Vermögenswerten. So hat es der Ex-Auf-
sichtsratsvorsitzende Dr. Wilfried Guth 
1979 erklärt. Das gilt immer noch.
Kurt Huppenbauer, Stuttgart

Meine Begeisterung über das Billionen-Pa-
ket für die EU ist sehr begrenzt. Wenn ich 
die Daten der Geber-/Nehmerländer bei 
Renteneintrittsalter, Lebensarbeitszeit, 
Rentenhöhe, Belastung durch Steuern, Ab-
gaben, Gebühren, Umlagen, Zuschlägen  
und  Privatvermögen vergleiche, sieht man, 
dass sich einige Länder Dinge leisten, die 
wir uns nicht leisten und die sich die Neh-
merländer nicht leisten können. Und des-
halb –  auch ohne Corona –  schon Schulden 
wie die „Sautreiber“ machen müssten. 

In Deutschland gibt es eine  Absenkung 
des Rentenniveaus verbunden mit einer Er-
höhung des Renteneintrittsalters und  neue 
Steuern. Bei vielen  Alten wurden und wer-
den satte Teile der dringend benötigten pri-
vaten Altersvorsorge durch SPD und Grü-
ne enteignet.  Französische Gewerkschaften 
würden so etwas nie zulassen. Deutschland 
belastet seine Bürger massiv, um einen eini-
germaßen ausgeglichenen Haushalt zu er-
reichen, andere Länder tun das nicht.
Friedrich Schmid, Ditzingen

Wenig begeistert

Die Redaktion antwortet

 Flusskreuzfahrten sind eine bequeme Art, 
eine Gegend zu entdecken. Die Schiffe sind 
klein und legen meist direkt in den besuch-
ten Städten an. Daher ist diese Urlaubsform 
bei älteren Reisenden sehr beliebt. Nach 
Zahlen des Branchenverbandes IG River 
Cruise sind mehr als 80 Prozent der Kund-
schaft älter als 56 Jahre, somit zählt ein 
Großteil der Flusskreuzfahrer zur Risiko-
gruppe. Die IG River Cruise hat einen sehr 
strengen Leitfaden zur Wiederaufnahme 
von Reisen in Zeiten der Corona-Pandemie 
erarbeitet – inklusive Gesundheitscheck für 
alle Beteiligten, besondere Desinfektions- 
und Abstandsregeln. Anfang Juni startete 
der Betrieb auf den Flüssen wieder und 
läuft seither reibungslos.

Höchstwahrscheinlich wird die gebuchte 
Reise der Leserin also stattfinden. Wenn sie 
nun storniert,   sind je nach Rücktrittszeit-
punkt gestaffelte Stornokosten fällig. Man 
kann nur dann kostenlos von einer Buchung 
zurücktreten, wenn „zum Zeitpunkt der 
Rücktrittserklärung bei objektiver Betrach-
tung eine sichere Durchführung der Reise 
nicht gewährleistet werden kann“, sagt Nils 
Serfort. Der Rechtsanwalt für Reiserecht bei 
der Kanzlei Schumacher & Partner und der 
Reiserechtsplattform www.claimguru.de 
erklärt weiter: „Subjektive Empfindungen 
wie Angst zählen nicht.“ Solange keine Rei-
sewarnung für das besuchte Land vorliegt 
und es ein schlüssiges Hygienekonzept gibt, 
darf der Veranstalter eine  angemessene Ent-
schädigung verlangen. Laut Nils Serfort 
kann die Leserin versuchen, ein erhöhtes 
Infektionsrisiko mit einer ärztlichen Be-
scheinigung nachzuweisen. Doch der Erfolg 
ist unsicher. Besser sie fragt, ob sie  auf einen 
späteren Zeitpunkt umbuchen kann. Viele 
Veranstalter zeigen sich hier großzügig und 
bieten diese Variante  an, ohne dass zusätzli-
che Kosten entstehen.

Susanne Hamann, 
Reiseredaktion,
beantwortet Ihre 

Fragen nach 
bestem Wissen und 

Gewissen.


